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Einleitung

Das Aufkommen von neuen sozialen Bewegungen, der anhaltende Mitgliederschwund von Parteien und ein Trend zu sinkender Wahlbeteiligung weisen darauf hin, dass Parteien zunehmend an Integrationskraft und Attraktivität verlieren. Ohne sich einer Partei verbunden zu fühlen wird häufig von Fall zu Fall entschieden; „issue voting“ tritt an die Stelle von „party voting“. 

Aufgrund dieser Veränderungen sind Parteien gezwungen, ihre Strukturen zu überdenken und anzupassen. 

Die internationale Parteienforschung beschäftigt sich zur Zeit eingehend mit diesem Themengebiet. Die Politologen Peter Mair
 und Richard S. Katz
 haben hierzu ein eigenes Modell entwickelt, welches den Kernteil unserer Präsentation darstellt. 

Bevor wir näher darauf eingehen, möchten wir den von Katz/Mair beschriebenen Entwicklungsverlauf der Parteitypen kurz vorstellen. Hierbei handelt es sich um idealtypische Vorstellungen, welche in der Realität kaum vorhanden sind. Jedoch existieren Mischformen, d.h. Parteiensysteme, die sowohl Elemente des einen wie auch des anderen Parteientyps enthalten. 

Es erscheint uns wichtig, in diesem Zusammenhang auch ältere Parteimodelle vorzustellen und dies aus folgenden Gründen: Erstens ist dies sinnvoll um einen Vergleich zu neueren Parteimodellen ziehen zu können – das Neue am Modell wird dadurch hervorgehoben. Zweitens existieren „alte“ Parteien nach wie vor – sie bestehen neben moderneren Parteiorganisationen weiterhin (Mair, 1993).

Der niederländische Politikwissenschafter Ruud Koole kritisiert in seinem Aufsatz „Cadre, Catch-all or Cartel? A Comment on the Notion of the Cartel Party” (1996) die Cartel Party. Seine wichtigsten Kritikpunkte geben wir im zweiten Kapitel wieder. 

Ob das Cartel-Modell für das schweizerische System Güligkeit hat, prüfen wir im dritten Teil anhand von vier zentralen Kriterien. 

Im Zusammenhang mit den immer mächtigeren Massenmedien wird in der Medienpartei eine neue Parteiform erkannt. Diese wird, losgelöst von der Idee der Cartel Party, im letzten Kapitel behandelt.
1. Parteimodelle 

1.1 Eliteparteien

Im 18. Jahrhundert bis etwa 1920 existieren in Europa vorwiegend Kader- oder Eliteparteien. Die Wahlen sind durch ein Zensussystem beschränkt, was zur Folge hat, dass sich die politische Macht auf eine kleine Elite verteilt, während der grösste Teil der Gesellschaft ohne Einfluss bleibt. Diese Elite besetzt auch wirtschaftliche Spitzenpositionen und zählt demzufolge zur gesellschaftlichen Oberschicht. Dadurch, dass die Politik die Interessen der Reichen und Gebildeten vertritt, entsteht in der Bevölkerung eine Abneigung gegenüber dem Staat und damit auch gegenüber den (Kader-)Parteien. Diese verstehen sich als Werkzeuge, welche das öffentliche Interesse vertreten, obwohl dies oft nicht zutrifft. Die eigenen Interessen stehen häufig vor dem Allgemeinwohl – die Partei wird in diesem Kontext als Instrument zur Sicherung von Macht verstanden. In der Regel entspricht die Führung einer Partei auch gleich ihrer Anhängerschaft, was zur Folge hat, dass praktisch kein Wahlkampf betrieben wird, da man sich in den wahlberechtigten Kreisen ohnehin gegenseitig kennt. Wichtig bei Wahlen sind hingegen persönliche Kontakte und Status.

1.2 Massenparteien

Zwischen 1920 und 1960 entstehen die eigentlichen Massen-Mitgliederparteien. Die Industrialisierung begünstigt die Bourgeoisie; es gibt immer mehr Leute, die plötzlich ein genügend grosses Vermögen besitzen um wählen zu dürfen. Das führt in der Folge zur Lockerung des Wahlzensus, was der Arbeiterklasse einen grösseren Handlungsspielraum ermöglicht. Diese ergreift, die sich neu bietenden Optionen und  schliesst sich selbst zu politischen Organisationen zusammen. Die Unter- und Mittelschicht können sich fortan in der Politik behaupten. Die Massenparteien stellen neu das Bindeglied zwischen Staat und Gesellschaft dar und lösen damit die enge Verknüpfung zwischen Staat, Partei und vermögender Gesellschaft (Elite) ab. Im Gegensatz zur Elitepartei nimmt die Massenpartei die Funktion als Sprachrohr für die Interessen einer bestimmten Bevölkerungsschicht ein. Sie vertritt eine Wählerschicht und nicht mehr eine ganze Nation. 

Wie der Name bereits vermuten lässt, zeichnet sich eine Massenpartei nicht zuletzt durch eine sehr grosse Mitgliederzahl aus. Der Parteienwandel zeichnet sich auf verschiedenen Ebenen ab. So lebt beispielsweise die Massenpartei von der Fülle kleiner Mitgliederbeiträge, denn sie kann nicht, wie etwa die Elitepartei, auf grosse individuelle Zuwendungen zählen. Der persönliche Einfluss wird durch die Macht der Menge ersetzt und die  kommerzielle Presse, die sich im Besitz der Oberschicht befindet, weicht den Parteizeitungen. Wahlberechtigte und Parteienführer können nicht mehr gleichgesetzt werden – man muss nun zwischen Parteispitze und Anhängerschaft (bzw. Basis) unterscheiden. Eine der bedeutendsten Veränderungen in diesem Zusammenhang ist die Tatsache, dass nun die Basis das Geschehen an der Parteispitze bestimmt. Die Eliten verlieren immer mehr an Einfluss in der breiten Bevölkerung.

1.3 Catch-all Parteien

„Seit 1960 haben die veränderten gesellschaftlichen Voraussetzungen und die Möglichkeiten moderner Massenkommunikation zu ‚catch-all parties’ geführt, welche sich nicht mehr ausschliesslich einem bestimmten Segment in der Bevölkerung verpflichtet fühlen“ (Ladner, 2000: 161).

Die Entstehung der Catch-all Parteien kann als Reaktion von Eliteparteien auf den Erfolg der Massenparteien aufgefasst werden. Bei der Anhängersuche profitieren sie nach der Beruhigung der grossen sozialen Konflikte von der Lockerung des Zusammenhaltes der Unterschichten, von der Zunahme der Mobilität und der Verbreitung der Massenmedien. Mit anderen Worten: Die Annäherung der verschiedenen Milieus bietet die Chance über die Grenzen der Bevölkerungsschichten hinweg Anhänger zu gewinnen. Die traditionellen Eliteparteien konzentrieren sich demnach bei der Mitgliedersuche nicht nur auf eine Gesellschaftsschicht. Praxisbezogen bedeutet dies: Interessen in der Bevölkerung werden in Organisationen bzw. Interessensgruppen gebündelt und vertreten. Die Parteien schliessen beim Regieren Kompromisse mit diesen verschiedenen Interessengruppen, damit möglichst keine Bevölkerungsschicht übergangen wird, was zu einer Politik der (ideologischen) Angleichung führt. 

1.4 Cartel Party 

Richard S. Katz und Peter Mair glauben nun die Entstehung eines neuen Parteityps zu erkennen. In einem Paper
 stellen sie die These auf, die Parteien / die Parteisysteme hätten sich dem Staat soweit genähert , dass sie sich de facto aus dem Parteienwettbewerb entfernt hätten und zu „halbstaatlichen Behörden“ (semi-state agencies, Katz/Mair 1995) geworden seien.

Die Autoren knüpfen an Kirchheimers These der Aufopferung grosser programmatischer Ideologien an: Die Absicht der Parteien
 ist es, Wahlen zu gewinnen – nicht um politische Ideen durchsetzen zu können, sondern mit der Absicht, Regierungspartei zu bleiben. Nach Katz/Mair können nur Regierungsparteien von staatlichen Mitteln profitieren und sich so ihr Überleben sichern. 

Nebst finanziellen Ressourcen verwaltet der Staat auch die elektronischen Medien, die sich – im Gegensatz zu den Printmedien – unter seiner Kontrolle befinden oder zumindest einer Regulierung unterliegen: „the electronic media (...) are subject to substantional state control and/or regulation“ (ebd.). Diese Medien können nun von denjenigen Parteien genutzt werden, die an der Macht sind. 

Um die Thesen anschaulich zu halten, wird allen „bedeutenden Parteien“ (substantial parties, ebd 1995) die Fähigkeit zugesprochen, sich an der Regierung zu beteiligen. 

Katz/Mair bemerken einschränkend, dass ihre Theorie nicht als das ‚Ende der Parteiengeschichte’ verstanden werden will, sondern ein dynamischer Prozess im europäischen Parteiensystem darstellt. In gewissen Ländern, deren politische Kultur der Cartel Party-These förderlich ist und institutionell begünstigend wirkt, wird der Prozess schneller vorangetrieben. Verwiesen wird auf Merkmale wie „Zusammenarbeit“ und „Verhandlung/Übereinkunft“ zwischen Parteien (inter-party cooperation and accommodation (ebd.)). Die Autoren vermuten deshalb, dass dies in Ländern wie Dänemark, Deutschland, Finnland, Norwegen, Österreich und Schweden der Fall sein wird. 

Als Beispiel für ein sich weniger in diese Richtung entwickelndes Land wird Grossbritannien aufgeführt. Dies wird begründet mit  einer innerhalb des Parteiensystems stark konkurrierenden Policy-Kultur.  

Weiter wird angemerkt, dass das Konzept der Cartel Parties nicht einfach ein „Nachfolgemodell“ auf frühere Parteimodelle ist und diese ersetzt, sondern mit ihnen koexistiert. Im Besonderen gilt dies für das Catch-All-Party-Modell. Das dynamische Cartel Party Modell kann demzufolge auch nicht klar eingegrenzt und definiert werden. Folglich entsprechen Parteien selten allen (idealtypischen) Cartel Party Kriterien. Die Autoren fassen dies folgendermassen zusammen:

“Rather, all of these models represent heuristically convenient polar types, to which individual parties may approximate more or less closely at any given time” (Katz/Mair 1995). 

1.5 Abgrenzung zwischen den verschiedenen Parteimodellen

The models of party and their characteristics

	Characteristics
	Élite party
	Mass party
	Catch-all party
	Cartel party

	Time-period:
	19th century
	1880-1960
	1945-
	1970-

	Degreee of social-political inclusion:
	restricted suffrage
	enfranchisment and mass suffrage
	mass suffrage
	mass suffrage

	Level of distribution of politically relevant resources:
	highly restricted
	relatively concentrated
	less concentrated
	relatively diffused

	Principal goals of politics:
	distribution of privileges
	social reformation (or opposition to it)
	social amelioration
	politics as profession

	Basis of party competition:
	ascribed status
	representative capacity
	policy effectiveness
	managerial skills, efficiency

	Pattern of electoral competition:
	managed
	mobilization
	competitive
	contained

	Nature of party work  and party campaigning:
	irrelevant
	labour-intensive
	both labour-intensive and capital-intensive
	capital-intensive

	Principal source or party's resources:
	personal contacts
	members' fees and contributions
	contributions from a wide variety of sources
	state subventions

	Relations between ordinary members and party élite:
	the élite are the 'ordinary' members
	bottom up (pace Michels); élite accountable to members
	top down; members are organized cheerleaders for élite
	stratarchy; mutual autonomy

	Character of membership:
	small and élitist
	large and homogeneous; actively recruited and encapsulated; membership a logical consequence of identity; emphasis on rights and obligations
	membership open to all (heterogeneous) and encouraged; rights emphasized but not obligations; membership marginal to individual's identity
	neither rights nor obligations important (distinction between members and non-members blurred); emphasis on members as individuals rather than as an organized body; members valued for contribution to legitimizing myth

	Party channels of communication:
	inter-personal networks
	party provides its own channels of communication
	party competes for access to non-party channels of communication
	party gains privileged access to state-regulated channels of communication

	Position of party between civil society and state:
	unclear boundary between state and politically relevant civil society
	party belongs to civil society, initially as representative of the newly relevant segment of civil society
	parties as competing brokers between civil society and state
	party becomes part of state

	Representative style:
	trustee
	delegate
	entrepreneur
	agent of state


Tabelle aus Katz, Richard S. and Peter Mair (1995): 110f.

2. Kritik an der Cartel Party 

Als einer der Hauptkritiker der Cartel Party gilt Ruud Koole
. 
Koole (1996) kritisiert am Modell der Cartel Party folgende Punkte:

· Es fehlt eine klare Definition. Charakteristika und empirische Belege werden vermischt.

· Systemeigenschaften werden mit den Eigenschaften einzelner Parteien vermischt. Wenn einige Parteien ein Kartell bilden, wie dies empirisch gezeigt werden kann, bedeutet das noch lange nicht, dass die einzelnen Parteien dieses Kartells dem Typ der Cartel Party zuzuordnen sind. 

· Katz und Mair zeigen, dass die Parteien sich von der Gesellschaft immer mehr in Richtung Staat bewegen. Koole macht aber darauf aufmerksam, dass der Staat und die Gesellschaft nicht mehr klar voneinander getrennt werden können. Den Anfang dieser Überlappung zwischen Staat und Gesellschaft sieht Koole in der Entstehung des Wohlfahrtsstaates als sich Fragen zur sozialen Sicherung aufdrängten. Die Ausweitung der Staatstätigkeit zum Beispiel im Bereich des Gesundheits- und des Bildungswesens, das Zusammenfliessen von Staat und Gesellschaft, hatte zur Folge, dass sich die Macht dezentralisiert und auf verschiedene Zentren verteilt hat. Der Staat konnte also nicht mehr als Zentrum der Machtausübung betrachtet werden. Unter dem Aspekt, dass die Parteien bestrebt sind möglichst viel Macht zu erlangen, macht es wenig Sinn sich dem Staat zu nähern bzw. mit ihm zu verschmelzen, da dieser immer mehr an Macht verliert.

· Die Zusammenarbeit zwischen Parteien zum Ausschluss von Aussenseitern bzw. von neuen Parteien war nach Ansicht von Koole nicht sonderlich erfolgreich. Er belegt diese Erkenntnis mit dem Beispiel der Grünen in Deutschland, die als neue Partei zu Wichtigkeit aufgestiegen ist. Obwohl dies für einzelne Länder (Kanada, Schweden) zutreffen mag, ist die staatliche Parteifinanzierung je nach Staat unterschiedlich geregelt: So erhalten zum Zwecke der Chancengleichheit kleine, Nicht-Regierungsparteien in gewissen Ländern auch finanzielle Unterstützung durch den Staat (beispielsweise  Deutschland oder Italien). 

· Die von Katz und Mair postulierte Unabhängigkeit der nationalen Parteiebene von der lokalen Parteiebene birgt für Koole Widersprüche. Z.B.: Kann einer lokalen Partei egal sein was die nationale Partei macht? Koole macht geltend, dass bei lokalen Wahlen das nationale Image der Partei eine wichtige Rolle einnimmt. Bei einem schlechten Image der nationalen Partei wird die lokale Partei diese Tatsache kaum kampflos hinnehmen. Sie wird versuchen die nationale Parteiführung zu beeinflussen.

· Katz und Mair sagen, dass der Zugang zu den staatlich regulierten Kommunikationskanälen den einflussreichen Parteien vorbehalten sind. Koole weist jedoch daraufhin, dass der privilegierte Zugang bspw. zum Fernsehen sich nicht überall auf die etablierten, grossen Parteien beschränkt. In einigen Länder erhalten auch kleine, aufsehenerregende Parteien und z.T. sogar neue Parteien eine Plattform in staatlich kontrollierten Netzwerken. (Bsp.: In Holland erhalten alle Parteien, die auf Listen für die bevorstehenden nationalen Wahlen vertreten sind, unabhängig von ihrer Grösse, die gleiche Sendezeit im Radio oder Fernsehen). Im Zusammenhang mit den unabhängigen (Massen)Medien macht Koole darauf aufmerksam, dass diese heutzutage eine grosse, immer noch wachsende, politische Macht haben. Wenn nun das Konzept der Vermischung von Staat und Partei akzeptiert wird, muss auch die Rolle dieser unabhängigen Medien beachtet werden, denn Zugang zu staatlichen Ressourcen garantiert nicht automatisch Zugang zu diesen mächtigen Medien – die unabhängigen Medien können immer weniger  vom Staat kontrolliert werden.    

3. Cartel Parties für die Schweiz?
Wenn wir uns die Frage stellen, ob die Regierungsparteien der Schweiz als Kartellparteien bezeichnet werden können, müssen wir dies anhand einiger zentraler Kriterien aus obiger Tabelle prüfen.

Professionalisierung 

Im Modell wird Politik als Management verstanden, die am effizientesten von professionellen Berufspolitikern ausgeübt wird. Katz/Mair (1995) formulieren dies so: „(...)with politics becoming a profession in itself: a skilled profession, to be sure (…)”.

In der Schweiz ist das Parlament nach gängiger Vorstellung ein Milizparlament. National- und Ständerätinnen gehen weiterhin einer zivilberuflichen Tätigkeit nach, üben ihr Mandat nebenamtlich aus und beziehen vom Staat kein Gehalt, sondern einen Unkostenersatz. Das Milizparlament ist nach Linder (1999) allerdings längst eine Fiktion geworden. Eine Umfrage zeigt, dass ParlamentarierInnen nur  36 Prozent ihrer Arbeitszeit für nicht-politische Arbeit aufwenden (Linder 1999: 145ff. 1999).

Als Berufsparlamentarier können jedoch „nur“ 13 Prozent aller Ratsmitglieder bezeichnet werden, weil sie über zwei Drittel ihrer Arbeitszeit für ihr Mandat aufwenden, während 81 Prozent als Halb-Berufsparlamentarier gelten können (ebd.).

Weitet man jedoch das Untersuchungsspektrum der Professionalisierung der Politik aus, so stellt man fest, dass in vielen grösseren Kantonen die Parteisekretariate meistens hauptamtlich besetzt sind. Untersuchungen von Ladner/Brändle (1998) zeigen, dass sich die Zahl der vollamtlichen Stellen seit den 1970er Jahren im besten Falle verdoppelt hat. Wird diese Zunahme mit der Entwicklung im Ausland verglichen, so liegt sie unter dem Durchschnitt (ebd.). 

Vorsicht geboten ist bei der Interpretation dieser Zahlen, weil nicht automatisch davon ausgegangen werden kann, dass sie sich auf effektiv politische Tätigkeiten beziehen: 

„Es ist zudem anzunehmen, dass diese Professionalisierung zu einem grossen Teil den administrativen Apparat der Parteien betrifft, so dass die effektive Professionalisierung der rein politischen Tätigkeit der Parteien noch tiefer liegt“ (Ladner 2000). 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass in den letzten dreissig Jahren die nationalen Parteistrukturen sicher effizienter und auch professioneller geworden sind.  „Die Zahl der Personen, die sich professionell mit Politik befassen, ist [aber] nach wie vor sehr klein“ (Ladner 1999). Diese Tatsache widerspricht schliesslich der Cartel Party These, die Berufspolitiker im eigentlichen Sinne fordert. 

Staatliche Finanzierung  

Obwohl unsere Schweizer Parteien erstmals in der neuen Bundesverfassung genannt werden, können sie daraus keine Ansprüche geltend machen. Zwar erhalten sie vom Staat keine direkten Mittel, indirekt wird ihre politische Arbeit aber durch Zuschüsse an die Fraktionen unterstützt.
  Die einzelnen Partien finanzieren ihre Budgets, die bei den Bundesratsparteien auf nationaler Ebene zwischen 2,3 und 3,5 Millionen Franken liegen, aus höchst unterschiedlichen Quellen: Während bei der SP ein Grossteil aus Mitgliederbeiträgen und Beiträgen der Mandatsträger stammt, beträgt der Anteil parteifremder Spenden bei den bürgerlichen Parteien auf nationaler Ebene zwischen 40 und 60 Prozent (ebd.). 

Hinsichtlich der staatlichen Ressourcenbezüge sind die Schweizer Parteien weit vom idealtypischen Cartel-Modell entfernt. 

Parteien- und Wahlwettbewerb

Bezüglich Parteien- und Wahlwettbewerb weisen die Indizien in die gegenteilige Richtung. Die offensichtlichste Bestätigung für ein Nicht-Funktionieren des Wettbewerbs und ein eigentliches Kartell finden wir in der Zauberformel des Bundesrates. 

Von linker Seite als „Verschleierung bürgerlicher Machtoligarchie“ (Barssel 1984, in: Handbuch der Schweizer Politik: 166) kritisiert, von bürgerlicher Seite wegen „geringer Innovationsfähigkeit“ angeprangert, bleibt die Zauberformel ein festes Element der schweizerischen Demokratie. Denn laut Klöti (1999: 166) stehen die Chancen gut, „dass die Zauberformel des Bundesrates (...) noch einige Jahre Bestand haben wird“.
Auch Katz/Mair (1995) stellen fest: 

„Other very obvious examples include the sharing of seats and rotation of the presidency of the Swiss Federal Council among for main parties”. 

Konkordanzsystem, Kompromissfindung und Konsensdemokratie haben einen dämpfenden Einfluss auf den politischen Wettbewerb und beschränken  die Repräsentationsstärke im Parlament (Linder 1999: 312). 

Auf Bundes- und Exekutivebene finden wir Katz/Mairs Kriterien klar bestätigt. Die 13 Parteien im Nationalrat weisen eher auf das Gegenteil hin; da für die Autoren die eigentliche Regierungsbeteiligung (oder die Möglichkeit dazu) aber entscheidender ist, scheint dies für die Bestätigung des Kriteriums „beschränkter Wettbewerb bei Wahlen“ (contained electoral competition, Katz/Mair 1995) zu sprechen.

Mitgliedschaft 

“The distinction between members and non-members may become blurred, with parties inviting all suppoters, whether formally enrolled or not, to participate in party activities and decisions” (ebd.). 

Ausserdem charakterisiert das atomistische Konzept das Parteimitglied als Individuum und nicht als Teil eines politischen Körpers. Dies kann am Beispiel der Kandidatenwahl durch die Mitglieder veranschaulicht werden: Diese soll von den einzelnen Parteimitgliedern per Briefwahl geschehen und nicht via Delegierte an Parteikongressen bestimmt werden. Weiter sollen die Mitglieder gleich die Möglichkeit haben, Mitglied der nationalen Partei zu werden, auch um zu vermeiden dass regionale Strukturen aufgebaut werden müssen:

 „(...) by allowing people to affilitate directly with the central party obviating the need for local organizations (...)“ (ebd.). Die entscheidenden Fragen sollen auf nationaler Ebene einheitlich geregelt werden. Die lokalen Parteien wären nur noch für Aufgaben zuständig, die nicht durch ein Zentralorgan gelöst werden können. 

Die Verwurzelung nationaler Parteien in Gemeinden und auf lokaler Ebene ist aber für einen langfristigen Erfolg unverzichtbar. Die starke lokale Verankerung trägt massgeblich zur grossen Stabilität des Parteiensystems bei (Linder 1999: 100). 

Für die Schweiz erscheint uns das Konzept des individualisierten Wählers, der die persönlichen Kosten – beispielsweise der Zeitaufwand für die Partei – möglichst gering halten will, durchaus zeitgemäss. Andererseits glauben wir, dass es utopisch ist, dass sich eine Partei nicht auf den erwähnten Rückhalt in den Gemeinden abstützen muss. 

Wägt man die gewichtigsten Kriterien nun gegeneinander ab, kann man die Parteien in der Schweiz aus unserer Sicht nicht als Kartellparteien bezeichnen. Dies in erster Linie aus der nicht vorhandenen direkten staatlichen Finanzierung. Obwohl in der Administration ein Trend zu Professionalität festzustellen ist, bleibt derselbe auf politischer Ebene aus. 

4. Weitere Parteimodelle

4.1 Die Medienpartei

Silvio Berlusconi, charismatischer Führer der „Forza Italia“, kann als Erneuerer des italienischen Parteiensystems gesehen werden. Seine Methode, die gezielte Einsetzung eines Medienmonopols zugunsten der eigenen Partei ist allerdings nichts neues. Bereits Alfred Hugenberg in der Zeit der Weimarer Republik nutzte die Macht seines Medienkonzerns dazu aus, seiner Partei, der Deutschnationalen Volkspartei, Wählerstimmen zu verschaffen. Blum (1996:201) charakterisiert Berlusconis „Forza Italia“ folgendermassen:

· Hier engagiert sich ein branchenfremder Bauunternehmer im Medienbereich, kauft Zeitungen und Zeitschriften auf und profitiert von der Deregulierung der elektronischen Medien, dies erlaubt es ihm bis zu drei Frensehkanäle zu besitzen. Führende Figuren können über das Leitmedium Fernsehen mit grosser Reichweite Einfluss ausüben.

· Berlusconi profitierte vom Zusammenbruch des alten politischen Systems der Deskreditierung der damaligen Regierungsparteien. Sein Zugriff auf die Politik wirkte zwar spontan, war aber bis ins Detail geplant und es standen private Infrastrukturen zur Verfügung (Werbekampagnen, Wahlkampfplanung, finanzielle Ressourcen, Parteiorganisation). Er präsentierte sich als Bollwerk gegen die rote Gefahr und es gelang ihm mit der „Forza Italia“ eine Partei ins Leben zu rufen, die mehr nach dem Muster eines Fussball-Fanclubs gestrickt war.

· Berlusconi setzte im Wahlkampf und auch nachher seine Medienmacht schamlos zu seinen Gunsten ein. Es besteht keinerlei Gewaltentrennung mehr zwischen politischer Macht und Medienmacht.

„Forza italia“ und andere Medienparteien ist entgegenzuhalten, dass sie sich als Protestparteien eignen, längerfristig und hinsichtlich einer legitimen Machtausübung, weisen sie jedoch beachtliche Defizite auf.

In der Schweiz gibt es noch keine Indizien welche für eine Herausbildung von Medienparteien sprechen würden. Allerdings haben Medien in den politischen Auseinandersetzungen ohne Zweifel an Bedeutung gewonnen.

· Eventmanagement in den Medien kann entscheidend für einen Abstimmungs- oder Wahlausgang sein. Der Erfolg der SP bei den Nationalratswahlen 1995 kann eindeutig der professionellen Vermarktung des Rücktritts Bundesrat Stichs in den Medien zugeordnet werden.

· Medien fördern Personalisierung. Personen werden auch innerhalb der Parteien immer wichtiger. Wichtige Parteiämter werden mit arena-tauglichen Personen besetzt.

· Die Medienrationalität erfordert ein Politstil in möglichst schneller Form von 1.,2., und 3. Dies erfordert auch von den Parteien entsprechende Programme und Parolen.

4.2 Die Internetpartei 

Analog zum Jahrhunderte alten Muster der in der Schweiz praktizierten plebiszitären Demokratie, soll die Internetpartei als moderne Landsgemeinde einmal im Monat in virtuellen Foren über Themen und Zielrichtungen entscheiden. Ein Parteiverständnis welches starke Ähnlichkeiten zur Basisdemokratie der Grünen aufweist. Eine Einordnung der Partei in die Links-Rechts-Skala scheint demnach nicht angebracht. Die Partei möchte politisch nicht eingeordnet werden. Die Mehrzahl der Mitglieder entscheidet von Fall zu Fall über die politische Ausrichtung. Diese kann mal rechts mal links liegen und untersteht nur der demokratischen Abstimmung im Forum. Die Wurzeln der Internetpartei sind im Bauernstand. Gegründet vom Geschäftsführer von agri.ch Guido Honegger verfolgt die Partei eine Linie welche am ehesten noch mit den Libertarians amerikanischen Zuschnitts verglichen werden kann. Gegründet 1998 mit grosser Resonanz in den Medien, gehört die Internetpartei heute bereits wieder der Vergangenheit an. Ihre Homepage jedenfalls kann nicht mehr abgerufen werden. Jedoch ist das Potential solcher Parteien nicht zu unterschätzen. Man denke nur an die aktuelle Debatte im deutschen Fussball über die Ansetzung der Spiele um 15:30 welche übers Internet initiiert wurde und heute Einzug in alle Stadien hält. Diese Art der Kommunikation und Mobilisation könnte auch für Parteien interessant werden.

Quellenverzeichnis

Literatur

Blum, Roger (1996): Berlusconis Modell – Parteien in der Schweiz?, in: Peter Schulz (Hrsg): Politisches Raisonnement in der Informationsgesellschaft, Zürich. 

Katz, Richard S. and Mair, Peter (1995): Changing Models of Party Organization and Party Democracy: the Emergence of the Cartel Party, Party Politics, Chap. 5.

Klöti, Ulrich (et al.) (1999): Handbuch der Schweizer Politik: Manuel de la politique suisse, Zürich.

Koole, Ruud (1996): Report: Cadre, Catch-all or Cartel? A Comment on the Notion of the Cartel Party. In: Party Politics, Vol. 2, No. 4, pp. 507-521.

Ladner, Andreas (2000): Politische Ideen und ihre Träger: Vorlesungs-Skript, Universität Bern. 

Linder, Wolf (1999): Schweizerische Demokratie. Institutionen, Prozesse, Perspektiven, Bern.

Mair, Peter (1993): Myths of electoral change and the survival of traditional parties. In: European Journal of Political Research 24, 121-133. 
Schmid, Manfred G. (1995): Wörterbuch zur Politik, Stuttgart.

Internet

· http://www.cx.unibe.ch/ipw/parteienforschung/PS00_Steffen.htm
· http://www.cx.unibe.ch/ipw/parteienforschung/PS00_Zanetti.htm
· http://www.ipw.unibe.ch/ladner/dokumente/artikel/nlz_19_1_2000.htm
� Universität Leiden (Niederlande).


� The Johns Hopkins University (Baltimore, USA).


� Party organization, Party Democracy, and the Emergence of the Cartel Party (1995), Party Politics


� Obwohl sich die Cartel Party These immer auch auf das ganze Politiksystem bezieht, wird im folgenden immer von einzelnen Parteien gesprochen. 


� Dass aber auch längerer Regierungsausschluss keine Verweigerung zum Zugang staatlicher Ressourcen bedeutet, wird mit dem Beispiel der jeweiligen Oppositionspartei in Grossbritannien unterlegt.
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